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STADT BRILON         Der Bürgermeister 
 

 
 

 110. Änderung des wirksamen  
Flächennutzungsplanes der Stadt Brilon 

im Bereich der Kernstadt, 
“Möhnestraße“ 

 

und 
 

Bebauungsplan Brilon-Stadt Nr. 148 
“Möhnestraße“ 

 
Nach Durchführung der Beteiligungsverfahren gemäß § 3 (1) sowie § 4 (1) jeweils i.V.m. § 4 a BauGB 
liegen der Stadt Brilon folgende nach ihrer Einschätzung  
 
 

  wesentliche umweltbezogene Stellungnahmenn   
 

vor: 
 

Art der 
vorhandenen 
Information 

 
Urheber 

 
Thematischer Bezug 

 

Stellungnahme 
von Behörden und 
sonstigen Trägern 
öffentlicher 
Belange 

 

Bezirksregierung 
Arnsberg,  
Dezernat 53 -
Immissionsschutz- 
(Obere Umweltschutz-
behörde)  

 

Hinweis auf die Geruchsprognose aus April 2018, 
wonach in der aktuellen Erweiterungs-fläche 
Geruchsimmissionen mit Immissions-werten 
zwischen IW 0,6 und IW 0,13 auftreten. Der für 
Gewerbegebiete zulässige 
Geruchsimmissionswert bei Betriebs-wohnungen 
(IW 0,15) wird unterschritten. 
 

Geforderte Einschränkungen im Plangebiet: 
 Ausschluss von Betrieben/Anlagen, die 

Gerüche verursachen aufgrund der im 
Plangebiet zulässigen Betriebs-
wohnungen. 

 

Hinweis, dass sich im Rahmen der Vorsorge nach 
§ 4 der 26. BImSchV im Einwirkungsbereich der 
110 KV-Freileitung im Freien sowie in Gebäuden 
keine Bereiche für einen längeren Aufenthalt von 
Personen bzw. Beschäftigten befinden sollten. 
 

 

Stellungnahme 
von Behörden und 
sonstigen Trägern 
öffentlicher 
Belange 
 
 
 
 
 

 

Hochsauerlandkreis   
Fachdienst 45  
-Wasserwirtschaft- 
 

 

 

 

 

 
 

 

Aussage unter Punkt 4.4. der Begründung zum B-
Plan Nr. 148, dass das Niederschlagswasser über 
das öffentliche Netz entsorgt wird, ist nicht 
detailliert genug. Es wird die Erstellung eines 
Niederschlagsentwässerungskonzeptes in 
Abstimmung mit der Unteren Wasserbehörde 
gefordert. 
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Stellungnahme 
von Behörden und 
sonstigen Trägern 
öffentlicher 
Belange 
 
 
 
 
 
 
 

 
Fachdienst 46          
 -Abfallwirtschaft und 
Bodenschutz- 
 
 
 
 
Fachdienst 47          
 -Untere 
Naturschutzbehörde, 
Jagd- 
 

 

 

 

 

 
Hinweis auf die Inanspruchnahme von besonders 
fruchtbaren Böden durch das Planvorhaben ohne 
Darstellung einer Kompensation. Es wird 
gefordert, Kompensationsmaßnahmen für den 
Boden zu prüfen. 
 
 
Lage der nördlichen Hälfte des Plangebietes im 
LSG 2.3.2.2 “Offenland am nördlichen Ortrand 
von Brilon“.  
 
Zurücktreten der widersprechenden 
Darstellungen/Festsetzungen des Landschafts-
planes Briloner Hochfläche bei Umsetzung der in 
der ASP formulierten Vermeidungs- und CEF-
Maßnahmen (Festsetzung der Maßnahmen im B-
Plan; Anleitung durch Fachgutachter). 
 

Für die plangebietsinternen Ausgleichs-
maßnahmen (Pflanzgebotsflächen) nur Nutzung 
von heimischen standortgerechten Gehölzen.  
 

Konkretisierung der textlichen Festsetzungen 
bzgl. der Pflanzdichte von Sträuchern (Ziel: 
Erreichung einer gut strukturierten Hecke). 
 

Hinweis auf die Vorgaben des Gesetzes zum 
Schutz der Insektenvielfalt hinsichtlich 
erforderlicher Beleuchtungseinrichtungen.  
 

 

Stellungnahme 
von Behörden und 
sonstigen Trägern 
öffentlicher 
Belange 

 

Landwirtschaftskammer 
NRW  
-Kreisstelle 
Hochsauerland-, 
Meschede 
 

 

Hinweis auf Überplanung von ca. 1,5 ha gut zu 
bewirtschaftender Ackerfläche und etwa 1,8 ha 
Dauergrünland. 
 

Forderung, dass im Plangebiet Photovoltaik-
anlagen auf zukünftig versiegelten Flächen 
verpflichtend werden und es somit zu einer 
effizienten Ausnutzung der Gewerbe-
gebietsfläche kommt. 
 

Hinweis auf eine aktive landwirtschaftliche 
Hofstelle westlich des geplanten GE-Gebietes  
Schutz der Wohnnutzung und -qualität vor dem 
Heranrücken der gewerblichen Nutzung und den 
damit verbundenen Immissionen. 
 

Forderung, eine Beeinträchtigung der 
benachbarten landwirtschaftlichen Flächen durch 
die Versickerung von Niederschlags-wasser zu 
vermeiden. 
 

Forderung, die Bewirtschafter rechtzeitig vor 
Maßnahmenbeginn zu informieren. 
 

Hinweis auf agrarförderrechtliche Konse-quenzen 
bei Wegfall der landwirtschaftlichen Nutzung. 
 

Forderung, keine weiteren landwirtschaftlichen 
Flächen für Kompensationsmaßnahmen in 
Anspruch zu nehmen. 
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Stellungnahme 
von Behörden und 
sonstigen Trägern 
öffentlicher 
Belange 
 

 

Ruhrverband 
-Regionalbereich Nord-, 
Arnsberg 
 
 

 

Hinweis auf das Beachten der strikten Trennung 
von Schmutz- und Niederschlagswasser sowie 
der getrennten Ableitung. 
 
 
 
 

Stellungnahme 
von Behörden und 
sonstigen Trägern 
öffentlicher 
Belange 

Stadtwerke Brilon AöR 
-Abt. Technik 2- 
 

Hinweis auf die Niederschlags- und 
Schmutzwasserentwässerung über das 
Kanalsystem der Knippenbergstraße und die 
Notwendigkeit des Vorhaltens von 
Rückhalteräumen je nach Versiegelungsgrad. 
 

Entwässerung der Dachflächen über eine 
Versickerung auf dem Grundstück. 
 

 

 
Gemäß § 3 (2) Satz 1 BauGB werden diese Stellungnahmen in der Zeit vom 
 
 

15. Februar bis einschließlich 18. März 2024 
 
 

im Internet veröffentlich und können über das Internetportal der Planungsabteilung der Stadt Brilon 
 

 https: //www.stadtplanung-brilon.de 
 

unter der Rubrik “Aktuelle Bürgerbeteiligungen“, Unterpunkt “Öffentliche Auslegung“  
“Bebauungspläne“ bzw. “Flächennutzungsplan/ -änderungen/ -berichtigungen“ (für den Zeitraum der 
Veröffentlichung) eingesehen werden. 
 
Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet werden die Stellungnahmen im Rahmen einer Offenlegung 
zugänglich gemacht. 
 

 
 

Stadt Brilon 
Fachbereich IV -Bauwesen- 
Abteilung 61 / Stadtplanung 

 

Februar 2024 
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Stadtverwaltung Brilon 
FB IV, Abt. 61 - Stadtplanung - 
Am Markt 1 
 
59929  Brilon 
 
 
110. Änderung des FNP der Stadt Brilon im Bereich der Kernstadt, 
„Möhnestraße“ sowie 

B.-Plan Nr. 148 „Möhnestraße“ 

Ihr Schreiben vom 01.03.2023, Az.: 61.20.02.13-110/26.13-148 

Stellungnahme zum o.g. Verfahren als Träger öffentlicher Belange 
für den Bereich Immissionsschutz 
 
 
Die Darstellungsänderungen im FNP sowie die Festsetzungen im 
Bebauungsplan wurden daraufhin überprüft, ob und inwieweit die 
Planungsabsichten mit den Erfordernissen des Immissionsschutzes aus 
der Sicht der Oberen Umweltschutzbehörde vereinbar sind. 
 
Zu den Darstellungsänderungen im FNP gibt es keine Anmerkungen. 
 
 
Nach der Geruchsprognose vom April 2018 treten in der aktuellen 
Erweiterungsfläche Geruchsimmissionen mit Immissionswerten 
zwischen IW 0,6 und IW 0,13 auf (IW von 0,13 = 13% der Jahres-
stunden). Der für Gewerbegebiete zulässige Geruchsimmissionswert 
bei Betriebswohnungen (IW 0,15) wird unterschritten.  
Betriebe und Anlagen, die Gerüche verursachen, sollten im Plangebiet 
aufgrund der dort zulässigen Betriebswohnungen ausgeschlossen 
werden.  
 
Gegen die Festsetzungen im Planentwurf bestehen keine Bedenken. 
 
Folgender Hinweis/Abstand sollte im Rahmen der Vorsorge unter dem 
Punkt Führung von oberirdischen oder unterirdischen Versorgungs-
anlagen und –leitungen (Punkt 4.2 der Begründung) aufgeführt werden: 
 

Im Rahmen der Vorsorge nach § 4 der 26. BImSchV sollten sich im 
Einwirkungsbereich der 110 KV-Freileitung (10 m zu den äußeren 
Leitern) im Freien sowie in Gebäuden keine Bereiche für einen 
längeren Aufenthalt von Personen bzw. Beschäftigten befinden. 
Dieses sollte bei den späteren Planungen berücksichtigt werden. 
 

Der Einwirkungsbereich einer Niederfrequenzanlage beschreibt den Bereich, in 
dem die Anlage einen signifikanten von der Hintergrundbelastung abhebenden Immissionsbeitrag 

Datum: 27. März 2023 
Seite 1 von 1 
 
 
Aktenzeichen: 
53.65.01.07-002/2023-003-Bor 
53.65.02.07-002/2023-003-Bor 
bei Antwort bitte angeben 
 
Auskunft erteilt: 
Herr Borgelt, H. 
Heinrich.Borgelt@bra.nrw.de  
Telefon: 02931/82-5825 
 
 
Dienststelle Lippstadt 
Lipperoder Str.8 
59555 Lippstadt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hauptsitz: 
Seibertzstr. 1, 59821 Arnsberg 
 
Telefon: 02931 82-0 
 
poststelle@bra.nrw.de 
www.bra.nrw.de 
 
Servicezeiten:  
Mo-Do     08.30 – 12.00 Uhr 
                13.30 – 16.00 Uhr 
Fr            08.30 – 14.00 Uhr 
 
Landeskasse Düsseldorf bei 
der Helaba: 
IBAN: 
DE59 3005 0000 0001 6835 15 
BIC: WELADEDD 
 
Umsatzsteuer ID: DE123878675 
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verursacht, unabhängig davon, ob die Immissionen tatsächlich schädliche Umwelteinwirkungen 
auslösen. 
Maßgebliche Immissionsorte sind Orte, die zum nicht nur vorübergehenden Aufenthalt von 
Menschen bestimmt sind und sich im unten genannten Bereich einer Anlage befinden. 

 Freileitungen  Breite des jeweils an den ruhenden äußeren Leiter 
     angrenzenden Streifens: 380 kV  20 m 
          220 kV  15 m 
          110 kV  10 m 
             unter 110 kV    5 m 

 Erdkabel   Bereich im Radius um das Kabel:    1 m 
 

Dem nicht nur vorübergehenden Aufenthalt von Menschen dienen Gebäude und Grundstücke, in 
oder auf denen nach der bestimmungsgemäßen Nutzung Personen regelmäßig länger – mehrere 
Stunden – verweilen können. Als Anhaltspunkt ist dabei die üblicherweise anzunehmende durch-
schnittliche Aufenthaltsdauer einer einzelnen Person heranzuziehen. Das schutzwürdige Gebäude 
oder Grundstück muss nicht notwendigerweise einem dauernden Aufenthalt, z. B. zum Wohnen, 
dienen. 
Voraussetzung ist weiterhin nicht, dass man sich täglich dort aufhält. Ausreichend ist beispielsweise 
auch ein Aufenthalt, der in regelmäßigen Abständen nur tagsüber oder nur in bestimmten Jahres-
zeiten stattfindet. Zur Feststellung, ob ein Gebäude oder Grundstück im Einzelfall zum nicht nur 
vorübergehenden Aufenthalt bestimmt ist, ist insbesondere die bauplanungsrechtliche Einordnung 
von Belang. Bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplans oder innerhalb eines im 
Zusammenhang bebauten Ortsteils oder bei einem mit Wohngebäuden bebauten Grundstück im 
Außenbereich ist in der Regel von einer Bestimmung zum nicht nur vorübergehenden Aufenthalt 
auszugehen. 
 
Nur zum vorübergehenden Aufenthalt von Menschen dienen dagegen Orte, an denen die Verweilzeit 
des Einzelnen in der Regel gering ist. Hierzu zählen beispielsweise Gänge, Flure, Treppenräume, 
Toiletten, Vorratsräume – soweit sie außerhalb von Wohnungen liegen – sowie Abstellräume, Heiz-, 
Kessel- oder Maschinenräume, Räume, die nur zur Lagerung von Waren oder Aufbewahrung von 
Gegenstanden dienen, und Garagen. Auch Orte, an denen sich zwar ständig Menschen aufhalten, 
die Verweilzeit des Einzelnen aber in der Regel gering ist, wie beispielsweise Bahnsteige und Bus-
haltestellen, dienen im Sinne der Verordnung nur dem vorübergehenden Aufenthalt. 
(in Anlehnung an Nr. 3.1 und 3.2 der Hinweise des LAI zur Durchführung der Verordnung über 
elektromagnetische Felder, Beschluss vom 17. Und 18. September 2014). 

 
 

Die immissionsschutzrechtliche Beurteilung hinsichtlich der Anlagen die nicht in die 
Zuständigkeit der Bezirksregierung Arnsberg als Obere Umweltschutzbehörde fallen, 
erfolgt durch die Untere Immissionsschutzbehörde des Hochsauerlandkreises. 
Diese Belange wurden nicht geprüft.  
 
 
Mit freundlichem Gruß 
Im Auftrag 
 

H. Borgelt 

Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist ohne persönliche Unterschrift gültig. 
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Lange, Stefanie

Von: Michael Franke <mfa@ruhrverband.de>
Gesendet: Freitag, 31. März 2023 11:07
An: 61 - Stadtplanung
Cc: Ilka Strube; Maximilian Weißbach; R-N-PM-PS
Betreff: [extern] 110. Änderung FNP und B-Plan 148 "Möhnestraße"

Sehr geehrte Damen und Herren, 

im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 4 (1) BauGB weisen wir daraufhin, dass die im IEP ausgewiesene 

Fläche TM31g durch die FNP-Änderung und die Aufstellung des Bebauungsplan Nr. 148 „Möhnestraße“ nach Norden 

erweitert wird. Auf eine strikte Trennung von Schmutz- und Niederschlagswasser sowie der getrennten Ableitung ist 
besonderes zu achten. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Michael Franke 

 

Dipl.-Ing. Michael Franke 

Ruhrverband 

Regionalbereich Nord 

Hansastraße 3 

59821 Arnsberg 
 

Telefon: 02931/551-179 

Mobil: 0170 6350874 

Telefax: 02931/551-162 

E-Mail: mfa@ruhrverband.de 

Internet: www.ruhrverband.de 

 

Verbandsrat: Oberbürgermeister Thomas Kufen, Vorsitzender 

Vorstand: Prof. Dr.-Ing. Norbert Jardin; Dr. rer. pol. Antje Mohr 
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110. Änderung des wirksamen Flächennutzungsplanes der Stadt Brilon im Bereich der 
Kernstadt, "Möhnestraße" 

Bebauungsplan Brilon-Stadt Nr. 148 „Möhnestraße“ 

hier: Frühzeitige Beteiligung der Behörden uns sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß§ 4 (1) Satz 1 BauGB sowie der Nachbargemeinden gemäß § 2 (2) BauGB 

Stellungnahme: 

1. Sowohl das Niederschagswasser als auch das Schmutzwasser sind dem 
Kanalsystem in der Knippenbergstraße zuzuleiten. Dabei sind die möglichen 
Anschlußhöhen zu beachten. Ggfs ist das Gelände entsprechend so zu profilieren, 
dass eine Entwässerung Richtung Knippenbergstraße möglich ist. 

2. Je nach Versiegelungsgrad sind entsprechende Rückhalteräume erforderlich. 
3. Die Entwässerung der Dachflächen kann über Versickerung auf dem Grundstück 

erfolgen.  

Aufgestellt: 

03.04.2023 

In Vertretung 

 

 

M. Schulte 


